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Vorwort

Für den Leser beginnt mit diesem Vorwort wohl die Lektüre. Für mich endet 
eine Dissertationszeit, die rückblickend die Einsicht verfestigt hat, dass wissen-
schaftliches Arbeiten eine Mischung aus steter Neugier, Zuversicht und einem 
gewissen Langmut erfordert. Am Ende stehen die Gewissheit, das mir Mögliche 
getan zu haben, und die Hoffnung, dass die Investition von Zeit und Schaffens-
kraft es wert war.

Die vorliegende Arbeit entstand insbesondere während meiner Tätigkeit als 
wissenschaftlicher Mitarbeiter am Institut für deutsches und europäisches Ver-
waltungsrecht der Ruprecht-Karls-Universität Heidelberg. Dort wurde sie im 
Wintersemester 2018/2019 als Dissertation angenommen. Für die Drucklegung 
wurde sie stellenweise überarbeitet, Neuerscheinungen im Schrifttum konnten 
noch bis Juni 2019 berücksichtigt werden.

Mein Dank gilt zuvörderst Prof. Dr. Dr. h. c. Wolfgang Kahl, M. A., der die 
Arbeit betreut und stets gefördert hat. Prof. Dr. Peter Axer hat als Zweitgut-
achter weitere wertvolle Anregungen gegeben. Die Professoren Dr. Jens-Peter 
Schneider sowie Dr. Ferdinand Wollenschläger haben dankenswerterweise er-
möglicht, dass die Arbeit als „Beitrag zum Verwaltungsrecht“ erscheinen kann.

Die Entstehung begleitet haben eine Fülle von Bibliotheksbesuchern, die man 
täglich trifft und doch nie kennenlernt. Gespräche habe ich gleichwohl viele ge-
führt – insbesondere mit den Heidelberger Kolleginnen und Kollegen, von denen 
hier namentlich nur Dr. Lucas Hartmann und Dr. Patrick Hilbert aufgrund ihrer 
fortwährenden Unterstützung während der Erstellung dieser Arbeit hervorgeho-
ben seien. Ihnen allen sei ganz herzlich gedankt.

Danke sagen möchte ich schließlich meiner Familie und Kristina. Was uns ver-
bindet, ist unsere  Heimat.

Mülheim an der Ruhr, im Juli 2019 Torben Ellerbrok
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Einleitung

Es ist weder eine neue noch eine besonders aufregende Beobachtung, dass bei 
einer allein quantitativen Betrachtung der größte Anteil an öffentlich-recht-
lichen Rechtssätzen in der Bundesrepublik Deutschland in Satzungen zu finden 
sein dürfte. In Form von kommunalen Satzungen, Universitätssatzungen oder 
Satzungen der Sozialversicherungsträger ist Jeder und Jede in ganz unterschied-
lichen Lebensbereichen einer Vielzahl satzungsrechtlicher Regelungen unter-
worfen. Diese Omnipräsenz korrespondiert indes nicht mit einer vergleichbar 
herausgehobenen Rolle im rechtswissenschaftlichen Diskurs.1 Eine der Ursa-
chen dürfte dabei in der Zwittereigenschaft der Satzung liegen: Sie ist zugleich 
Rechtsquelle2 und Handlungsform, ebenso Normsetzung wie Verwaltungshan-
deln. Diese Doppelnatur lässt sie aus beiderlei Perspektive, einerseits derer, die 
an einer Rechtsquellenlehre anknüpft, andererseits jener, die die Handlungsfor-
men der Verwaltung in den Fokus rückt, als Sonderheit abseits der klassischen 
Rechtsquellen (Gesetz und Rechtsverordnung) bzw. der typischen einzelfall-
bezogenen Handlungsformen der Verwaltung (Verwaltungsakt und öffentlich-
rechtlicher Vertrag) erscheinen. Gewissermaßen droht die Satzung trotz ihrer 
praktischen Bedeutung in einem „Niemandsland“ zwischen Rechtsetzung und 
Verwaltungshandeln zu verschwinden.3 Führt dies dazu, dass die öffentlich-
rechtliche Satzung weiterer wissenschaftlicher Bearbeitung harrt, so soll dieser 
Umstand zum Anlass der vorliegenden Arbeit genommen werden.

A. Untersuchungsgegenstand:  
Die öffentlich-rechtliche Satzung

I. Bereichsübergreifende Form des Rechts

Die Arbeit widmet sich der öffentlich-rechtlichen Satzung als Form des Rechts. 
Sowohl auf eine bereichsspezifische als auch auf eine inhaltliche Verengung 

1 Mit demselben Befund schon früher M. Kleine-Cosack, Berufsständische Autonomie 
und GG, 1971, S. 21; H. Schneider, in: FS P. Möhring, 1965, S. 521 (522).

2 In Anknüpfung an H. Kelsen, Das Problem der Souveränität und die Theorie des Völ-
kerrechts, 1920, S. 105 und A. Ross, Theorie der Rechtsquellen, 1929, S. 292, ist eine Rechts-
quelle zu definieren als „Erkenntnisgrund für etwas als Recht“.

3 So auch T. Vesting, Die Verwaltung Bd. 35 (2002), S. 433 (434).
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wird dabei bewusst verzichtet. Dies führt naturgemäß dazu, dass ein gewisses 
Abstraktionsniveau zu wahren ist und bereichsspezifische Besonderheiten mit-
unter ausgeblendet werden müssen. Vorzug einer solchen Vorgehensweise aber 
ist, dass gerade bereichsübergreifende Strukturen aufgezeigt werden können, 
die das Wesen der Satzung als einheitliche Handlungsform – unabhängig von 
ihrem Inhalt – prägen. Gleichwohl werden bestimmte Bereiche des Satzungs-
rechts schwerpunktmäßig als Referenzfelder herangezogen. Dies sind neben 
dem klassischen Bereich der kommunalen Satzungsgebung die Satzungsgebung 
der Universitäten, der Sozialversicherungsträger sowie die Satzungsgebung im 
Bereich der beruflichen und wirtschaftlichen Selbstverwaltung. Andere Berei-
che, etwa die Satzungsgebung von Rundfunkanstalten, werden nur ergänzend 
berücksichtigt. Aus dem Untersuchungsrahmen ausgenommen werden soll die 
Satzungsgebung im Bereich der Religionsgemeinschaften, etwa evangelischer 
Kirchengemeinden,4 die durch Art. 140 GG i. V. m. Art. 137 Abs. 3 S. 1 WRV 
sogar verfassungsrechtlich verankert ist.5 Dies geschieht vor dem Hinter-
grund, dass das kirchliche Selbstbestimmungsrecht schon angesichts der reli-
giösen Neutralität des Staates keine Besorgung staatlicher Aufgaben bezweckt. 
Es umfasst nicht Selbstverwaltung und öffentlich-rechtliche Selbstrechtsetzung 
in einem klassisch staatsrechtlichen Sinne.6 Kirchenrechtliche Satzungen sind 
als Teil des Kirchenrechts anderen dogmatischen Begründungen7 und ande-
ren8, teilweise – sowohl im Hinblick auf andere kirchenrechtliche Rechtsquellen 
als auch im Hinblick auf übergeordnete theologische Zielsetzungen9 – weiter-
gehenden Bindungen unterworfen. Auch wenn für kirchliche Satzungen zu der 

4 Vgl. H. U. Anke, in: ders./H. de Wall/H. M. Heinig (Hrsg.), Handbuch des evangeli-
schen Kirchenrechts, 2016, § 4 Rn. 47 sowie beispielsweise Art. 20 Abs. 1, 25 Abs. 3 Nr. 4 der 
Verfassung der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Norddeutschland (Nordkirche) vom 
07.01.2012 (KABl. S. 2, 127), zuletzt geändert durch Kirchengesetz vom 15.11.2016 (KABl. 
S. 399), Art. 7 Abs. 5 S. 1 der Kirchenordnung der Evangelischen Kirche im Rheinland vom 
10.01.2003 (KABl. 2004 S. 86), zuletzt geändert durch Kirchengesetz vom 10.01.2019 (KABl. 
S. 58).

5 Vgl. schon A. Köttgen, DVBl. 1955, S. 445 (449): „Daß ‚ordnen und verwalten‘ für das 
Staatskirchenrecht die Gesetzgebung einschließt […] wird heute von niemandem bestritten.“; 
ebenso A. Frhr. von Campenhausen, in: FG G.-C. von Unruh, 1983, S. 977 (984); K. Hesse, in: 
J. Listl/D. Pirson (Hrsg.), Handbuch des Staatskirchenrechts der BRD, Bd. I, 2. Aufl. 1994, 
S. 521 (535); M. Morlok, in: H. Dreier (Hrsg.), GG, Bd. III, 3. Aufl. 2018, Art. 137 WRV Rn. 50.

6 A. Frhr. von Campenhausen, in: FG G.-C. von Unruh, 1983, S. 977 (977).
7 So kann die kirchliche Satzungsgewalt – wie es aber der hier vertretene Delegations-

ansatz voraussetzt (dazu Kap. 5 A.) – nicht vom Staat abgeleitet werden. Auch BVerfGE 66, 
1 (19); K. Hesse, in: J. Listl/D. Pirson (Hrsg.), Handbuch des Staatskirchenrechts der BRD, 
Bd. I, 2. Aufl. 1994, S. 521 (535).

8 So ist etwa die Tätigkeit der Kirchen und Religionsgesellschaften gemäß § 2 Abs. 1 
(L)VwVfG vom Anwendungsbereich der Verwaltungsverfahrensgesetze von vornherein aus-
genommen.

9 Zur unterschiedlichen dogmatischen Verortung des Kirchenrechts in der katholischen 
und der evangelischen Kirche vgl. H. U. Anke, in: ders./H. de Wall/H. M. Heinig (Hrsg.), 
Handbuch des evangelischen Kirchenrechts, 2016, § 4 Rn. 1 ff.
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hier behandelten Satzungsgebung aufgrund einer prägenden Kraft der staatli-
chen Rechtsquellenlehre10 durchaus Parallelen bestehen, so weisen sie insgesamt 
zahlreiche Wesensunterschiede auf. Etwas anderes gilt freilich dort, wo als öf-
fentlich-rechtliche Körperschaften organisierte Religionsgemeinschaften von 
einer staatlich eingeräumten Satzungsbefugnis Gebrauch machen, etwa bei Mo-
nopolfriedhöfen11. Hier gelten (auch) die allgemeinen Grundsätze profaner Sat-
zungsgebung, die in vorliegender Monographie näher untersucht werden.

II. Handlungsform und Rechtsquelle

Ziel der Arbeit ist es, die öffentlich-rechtliche Satzung – wie es auch dem bisheri-
gen Fokus verwaltungs- und insbesondere verwaltungsrechtswissenschaftlicher 
Forschung entspricht12 – einerseits als Rechtsquelle näher auszuleuchten. Trotz 
der langen Tradition der Satzungsgebung13 bedarf hier näherer Klärung, welche 
Einheiten mit einer Satzungsbefugnis ausgestattet werden können,14 auch im 
Bereich der Fehlerfolgen15 und des Rechtsschutzes gegen Satzungen als unter-
gesetzliche Rechtsquelle16 sind Fragen offen, die näherer Betrachtung harren.

Andererseits soll der Blick auch auf die Satzung als Handlungsform der Ver-
waltung gerichtet werden. In diesem Zusammenhang drängt sich die Frage auf, 
inwieweit die Betrachtung des Verwaltungsrechts unter dem Anknüpfungs-
punkt einer dezidierten Form noch zeitgemäß ist. Denn unweigerlich zu be-
obachten ist eine Ausdifferenzierung, Verschmelzung und Aufweichung des 
tradierten Handlungsformenkanons.17 Verwaltungshandeln wird in zuneh-
menden Maße entformalisiert, entwickelt sich weg von bipolaren Anordnungen 
hin zu einem multipolaren Austarieren oder zeigt Tendenzen, in bestimmten 

10 Vgl. auch H. U. Anke, in: ders./H. de Wall/H. M. Heinig (Hrsg.), Handbuch des evan-
gelischen Kirchenrechts, 2016, § 4 Rn. 30, 34.

11 Vgl. § 4 Abs. 1 S. 1 BestG NRW, § 33 Abs. 1 S. 1 ThürBestG; näher A. Janssen, Aspekte 
des Status von Religionsgemeinschaften als Körperschaften des öffentlichen Rechts, 2. Aufl. 
2017, S. 337 ff.

12 So auch M. Sachs, in: FS U. Battis, 2014, S. 161 (161). Vgl. die Einordnung in den Lehr-
büchern, etwa bei U. Battis, Allgemeines Verwaltungsrecht, 3. Aufl. 2002, S. 30 f.; H. Mau-
rer/C. Waldhoff, Allgemeines Verwaltungsrecht, 19. Aufl. 2017, § 4 Rn. 24 ff., sowie in ein-
schlägigen Handbüchern, etwa M. Möstl, in: D. Ehlers/H. Pünder (Hrsg.), Allgemeines 
Verwaltungsrecht, 15. Aufl. 2016, §§ 19, 20; F. Ossenbühl, in: J. Isensee/P. Kirchhof (Hrsg.), 
HStR, Bd. V, 3. Aufl. 2007, § 105.

13 Zur historischen Einordnung siehe Kap. 1 B.
14 Dazu Kap. 5 C.
15 Dazu Kap. 8.
16 Dazu Kap. 9 C.
17 Vgl. nur E. Schmidt-Aßmann, DVBl. 1989, S. 533 (533): „Beobachtungen eines breiten 

‚informalen Verwaltungshandelns‘ ziehen zudem die praktische Verwertbarkeit fest gefüg-
ter Formen in Zweifel.“ sowie allg. T. Holzner, Konsens im Allgemeinen Verwaltungsrecht, 
2016, S. 70 ff. m. w. N.; zur Ausdifferenzierung der klassischen Rechtsquellen U. Di Fabio, 
NZS 1998, S. 449 (449).
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Sachbereichen, etwa im Sozialrecht, bereichsspezifische Besonderheiten aus-
zuformen.18 Indes vermag nur eine ausführliche und sich in kontinuierlichen 
Abständen selbst überprüfende Vergewisserung über die Handlungsformen der 
Verwaltung zur Förderung einer (verwaltungsrechtlichen) Systembildung bei-
zutragen.19 Diese ist keineswegs auf eine Geschlossenheit ausgerichtet,20 son-
dern schafft eine stabilisierende Grundstruktur, ohne die eine systemkritische 
Auseinandersetzung21 kaum möglich wäre.22 Sie bildet die Grundlage, auf der 
sich Innovationen und Dynamiken beschreiben, Ausdifferenzierungen vor-
nehmen und gegebenenfalls neue Handlungsformen in das bestehende System 
einfügen lassen.23 Systematische Betrachtung und Systembildung hemmen also 
nicht, sondern befördern die Ausbildung einer modernen, effizienten und inno-
vativen Verwaltungstätigkeit. Hinzu kommt, dass einer systematischen Betrach-
tung (auch etablierter) Handlungsformen insofern Bedeutung beizumessen ist, 
als sie Grundlage für eine rechtsvergleichende Betrachtung des Verwaltungs-
rechts der Mitgliedstaaten der Europäischen Union24 und in der Folge – gegebe-
nenfalls – eine Systematisierung des Eigenverwaltungsrechts der Europäischen 
Union25 und des Unionsverwaltungsrechts zu sein vermag.26

Darüber hinaus ist zu berücksichtigen, dass eine strukturbildende Selbst-
vergewisserung über administrative Handlungsformen von einer Wechselbe-
züglichkeit zu materiellem Verwaltungsrecht, Verwaltungsverfahrensrecht und 
Verwaltungsorganisationsrecht geprägt ist:27 Auf der einen Seite lassen sich aus 
den vorzufindenden Regelungen und Strukturen des Verwaltungsrechts und der 
Verwaltungsorganisation die Charakteristika der Handlungsform destillieren.28  

18 Im Überblick zu diesen Entwicklungstendenzen vgl. W. Hoffmann-Riem, in: 
ders./E. Schmidt-Aßmann/A. Voßkuhle (Hrsg.), GVwR, Bd. II, 2. Aufl. 2012, § 33 Rn. 2.

19 Allg. für eine „Freilegungs- und Verknüpfungsfunktion“ sowie eine „rechtspolitische 
Begleitungs- und Kritikfunktion“ rechtswissenschaftlicher Systembildung W. Kahl, Die Ver-
waltung Beiheft 10 (2010), S. 39 (47 f.).

20 Auch E. Schmidt-Aßmann, VBlBW 1988, S. 381 (382).
21 W. Kahl, Die Verwaltung Beiheft 10 (2010), S. 39 (48).
22 Vgl. E. Schmidt-Aßmann, Verwaltungsrechtliche Dogmatik, 2013, S. 66: „unverzicht-

bare Orientierungs-, Stabilisierungs- und Effektuierungsaufgaben“.
23 W. Hoffmann-Riem, in: ders./E. Schmidt-Aßmann/A. Voßkuhle (Hrsg.), GVwR, 

Bd. II, 2. Aufl. 2012, § 33 Rn. 43. Zur Integration neuer Handlungsformen vgl. J. Kersten/
S.-C. Lenski, Die Verwaltung Bd. 42 (2009), S. 501 (522 f.).

24 Siehe Kap. 10 B.
25 Vgl. hierzu etwa – auf Basis rechtsvergleichender Untersuchungen – den Musterent-

wurf für ein EU-(Eigen-)Verwaltungsverfahrensrecht des Research Network on EU Ad-
ministrative Law (ReNEUAL): J. P. Schneider/H. C. H. Hoffmann/J. Ziller (Hrsg.), ReNEU-
AL-Musterentwurf für ein EU-Verwaltungsverfahrensrecht, 2015; auch Kap. 10 C.III.

26 Vgl. W. Kahl, Die Verwaltung Beiheft 10 (2010), S. 39 (48 f.); E. Schmidt-Aßmann, 
VBlBW 1988, S. 381 (383).

27 G. F. Schuppert, in: W. Hoffmann-Riem/E. Schmidt-Aßmann/ders. (Hrsg.), Reform 
des Allgemeinen Verwaltungsrechts, 1993, S. 65 (111).

28 Dazu Kap. 2 D.
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Auf der anderen Seite beeinflusst der Kanon der Handlungsformen aber auch 
die Entscheidung darüber, wie das Verwaltungsverfahren und die Verwaltungs-
organisation effektiv und effizient auszugestalten sind.29

B. Gang der Untersuchung

Für die öffentlich-rechtliche Satzung ist die beschriebene Selbstvergewisserung 
in jüngerer Zeit30 nicht mehr vorgenommen worden. Daraus erwächst ein Be-
darf, die Betrachtung der Satzungsgebung unter Berücksichtigung der neueren 
Entwicklungen und Erkenntnisse in Rechtsprechung und Schrifttum auf einen 
aktuellen Stand zu bringen. Dem versucht die vorliegende Arbeit nachzukom-
men, indem sie eine umfassende Einordnung der Satzung vornimmt. Dazu 
wird die Satzung zunächst historisch verortet (Kapitel 1). Anschließend wer-
den die die Handlungsform charakterisierenden Voraussetzungen herausgear-
beitet (Kapitel 2), um die Satzung als Rechtsquelle und Handlungsform in ihren 
Funktionen im heutigen Verfassungsstaat einordnen zu können (Kapitel 3). 
Nach Bestimmung der verfassungsrechtlichen Determinanten (Kapitel 4) wer-
den sodann die organisatorischen und materiellen Voraussetzungen der Ertei-
lung einer Satzungsbefugnis aufgezeigt (Kapitel 5). Mit der Begrifflichkeit des 
Satzungsermessens wird die Reichweite des materiellen Gestaltungsspielraums 
des Satzungsgebers in den Grenzen von Verfassung und einfachem Gesetzes-
recht beschrieben (Kapitel 6). Im Anschluss soll das Satzungsgebungsverfahren 
nähere Beleuchtung erfahren (Kapitel 7), bevor sich die Arbeit mit den Grund-
zügen einer Fehlertypologie (Kapitel 8) und der Satzungskontrolle (Kapitel 9) 
beschäftigt. Abgeschlossen wird die Betrachtung autonomer Rechtsetzung mit 
einem europäischen Blick auf die autonome Rechtsetzung und einem Blick nach 
Europa (Kapitel 10).

29 Vgl. für das Verwaltungsverfahren K. König, VR 1990, S. 401 (401); allg. zum „Schutz-“ 
und „Bewirkungsauftrag“ der Formenlehre E. Schmidt-Aßmann, DVBl. 1989, S. 533 (535).

30 Zu berücksichtigen aus früherer Zeit sind insbesondere die Monographien von W. Döl-
ker, Anforderungen an Ermächtigungsgrundlagen von Satzungen, 1984; A. Hamann, Auto-
nome Satzungen und Verfassungsrecht, 1958; W. Haug, Autonomie im öffentlichen Recht, 
1961; S. Hindenlang, Die Satzung als Rechtsquelle, 1952; W. Küttner, Die Rechtsetzungs-
befugnis von Selbstverwaltungskörpern, 1965 sowie aus neuerer Zeit die Beiträge von 
H. Hill/M. Martini, Exekutivische Normsetzung, in: W. Hoffmann-Riem/E. Schmidt-Aß-
mann/A. Voßkuhle (Hrsg.), GVwR, Bd. II, 2. Aufl. 2012, § 34; M. Möstl, Normative Hand-
lungsformen, in: D. Ehlers/H. Pünder (Hrsg.), Allgemeines Verwaltungsrecht, 15. Aufl. 2016, 
§§ 19, 20; F. Ossenbühl, Satzung, in: J. Isensee/P. Kirchhof (Hrsg.), HStR, Bd. V, 3. Aufl. 2007, 
§ 105.
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C. Methodische Vorbemerkungen

Gleichermaßen als Referenzpunkt wie als äußere Einfassung der Überlegun-
gen der vorliegenden Arbeit soll der vorzufindende normative Bestand dienen. 
Die Ausführungen sollen damit zum einen nicht im Rahmen einer theoreti-
schen Herangehensweise zunächst frei am Betrachtungsgegenstand orientiert 
sein.31 Zum anderen sollen sie auch nicht – im Rahmen einer empirischen He-
rangehensweise – ihren Ausgang im Tatsächlichen, insbesondere in den vielfälti-
gen, durch die Satzung aufgeworfenen Problemstellungen in der Praxis nehmen. 
Gleichwohl Berücksichtigung finden muss, dass eine in ihrem Ausgangspunkt 
dogmatische Betrachtung stets Gefahr läuft, durch die und in der Wirklichkeit 
zur Bedeutungslosigkeit zerrieben zu werden.32 Auch diese muss daher die rea-
len Gegebenheiten berücksichtigen und einbinden.33 Dies ist für die Satzung 
zudem deshalb naheliegend, geradezu zwingend, weil ihre positivistische Aus-
gestaltung weit hinter jener anderer Handlungsformen zurückbleibt. Gleich-
wohl bleibt diese Arbeit im Kern rechtlicher Natur. Dies bedeutet auch, dass 
einerseits Fragen der Rationalität oder der Richtigkeit von Satzungen34 allen-
falls am Rande Bedeutung zugemessen werden soll. Andererseits steht auch eine 
steuerungsorientierte Sichtweise35 nicht im Zentrum der Arbeit.

Soweit für die Untersuchung das Verfassungsrecht maßgeblich ist, so geht 
die Arbeit aus Gründen der Übersichtlichkeit vorrangig auf die Regelungen 
des Grundgesetzes ein. Angesichts der strukturellen Ähnlichkeit lassen sich 
die Überlegungen anhand des Grundgesetzes – soweit erforderlich – aber weit-
gehend auf das Landes(verfassungs)recht übertragen.

Im Hinblick auf die Literatur wird vorrangig das deutsche öffentlich-recht-
liche Schrifttum ausgewertet. Dieselbe Eingrenzung gilt für die berücksichtigte 
Rechtsprechung. Denn Gegenstand dieser Arbeit soll die öffentlich-rechtliche 
Satzung deutscher Prägung sein und das öffentliche Recht weist nach wie vor 
eine besondere Verbindung zum Nationalstaat auf.36 In zeitlicher Hinsicht wird 
ganz überwiegend auf die Literatur und Rechtsprechung unter der Verfassungs-
ordnung des Grundgesetzes zurückgegriffen. Soweit teilweise ältere Literatur, 
insbesondere aus der Zeit der Weimarer Reichsverfassung nachgewiesen wird, 
so geschieht dies vor dem Hintergrund, dass diese Ausführungen auf verfas-
sungstheoretischen Grundlagen beruhen, die unter der positivierten Verfas-
sungsordnung des Grundgesetzes ebenso Gültigkeit haben.

31 Vgl. E.-W. Böckenförde, Die Organisationsgewalt im Bereich der Regierung, 1964, S. 14.
32 Vgl. W. Kahl, Die Staatsaufsicht, 2000, S. 21.
33 W. Brohm, Strukturen der Wirtschaftsverwaltung, 1969, S. 38.
34 Eine stärkere Ausrichtung der Handlungsformenlehre auf diese Gesichtspunkte for-

dert insb. W. Hoffmann-Riem, in: ders./E. Schmidt-Aßmann/A. Voßkuhle (Hrsg.), GVwR, 
Bd. II, 2. Aufl. 2012, § 33 Rn. 56 ff.

35 Ausf. E. Schmidt-Aßmann, Verwaltungsrechtliche Dogmatik, 2013, S. 14 ff.
36 Vgl. auch Kap. 10 A.



Kapitel 1

Historische Annäherung

Ein in der Geschichte zu findendes (Rechts-)Verständnis bedeutet keineswegs, 
dass dieses zwingend auch heute fortgilt.1 Rechtliche Verortungen und Bewer-
tungen sind veränderlich. Sie stehen stets im Kontext ihrer Zeit und sind ge-
prägt durch deren politische, rechtliche und tatsächliche Situation. Gleichwohl 
soll die historische Entwicklung der heute vorzufindenden Satzungsgebung im 
Folgenden nachgezeichnet werden, weil unser heutiges Verständnis der Sat-
zung ganz entscheidend durch ihre historische Entwicklung vorgezeichnet ist.2 
Denn die Satzung ist keine bloß normativ konstruierte, sondern eine geschicht-
lich gewordene Rechtsform. Unser heutiger Erkenntnisstand fußt auf dem Er-
kenntnisgewinn und der Fortentwicklung vergangener Epochen. Erst aus dem 
Blick auf die historischen Vorläufer eröffnet sich der vollständige Bewertungs-
maßstab heutiger Betrachtung. Vor diesem Hintergrund sind im Folgenden die 
historischen Entwicklungslinien der Handlungsform der Satzung aufzuzei-
gen (B.). Zuvor aber soll noch eine kurze etymologische Verortung des Begriffs 
„Satzung“ vorgenommen werden (A.).

A. Etymologische Verortung

Der heutige Begriff der „Satzung“ lässt sich auf den mittelniederdeutschen Be-
griff „sattunge“ bzw. den mittelhochdeutschen Terminus „satzunge“ zurück-
führen. Diesem kamen im ursprünglichen Gebrauch mehrere Bedeutungsvari-
anten zu. So wurde er zum einen für jenes Rechtsinstitut verwandt, das wir 
heute als Verpfändung bezeichnen.3 In diesem Wortsinne findet sich etwa in 
einer mittelalterlichen Predigt, die dem Franziskaner Berthold von Regens-
burg zugeschrieben wird, der Ausspruch: „dû bist in der schar ouch: wuocher 

1 Vgl. nur F. Stier-Somlo, in: ders. (Hrsg.), Handbuch des kommunalen Verfassungs- und 
Verwaltungsrechts in Preußen, Bd. 1, 1919, S. 18: „Dies bedeutet […], daß die vor der Entste-
hung des modernen Staates liegende Entwicklung und eine etwaige ursprüngliche Rechts-
macht der Städte für die Beurteilung ihrer Rechtsbeziehungen zum heutigen Staate nicht mehr 
verwertet werden darf und daß lediglich die aus der Eigenart des modernen Staates fließende 
Rechtslage maßgebend sein kann.“

2 Auch A. Kiess, Rechtsverordnung und Satzung, 1961, S. 35.
3 Vgl. K. G. Nock, Wesen und Grenzen der kommunalen Satzungen, 1963, S. 22 mit Fn. 3.
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ist untriuwe, satzunge ist untriuwe, steln ist untriuwe, ez ist eht allez samt un-
triuwe.“4 In mittelalterlichen Urkunden wurde mitunter ein „satzunge-rëht“ 
eingeräumt, das nach heutigem Sprachgebrauch einem Pfandrecht entspricht.5 
Auch im Sachsenspiegel findet sich der Begriff in dieser Bedeutung.6 Gleicher-
maßen wird er dort aber auch verwandt für die Festsetzung bzw. Festnahme 
eines Verbrechers. So legte Eike von Repgow im Dritten Buch des Sachsenspie-
gels in Art. 88 § 2 dar: „Swenne man aber einen vervesten man âne hanthafte 
tât gevangen vor gerichte bringet, unde der saczunge uber in bitet, der her ver-
sachet: die vestunge sal man gezûgen ê der saczunge mit deme richtêre und mit 
den dingwarten […].“7

Neben diesen Begriffsbedeutungen als „Pfandrecht“ und „Festnahme“ be-
stand seit jeher auch eine dem heute gebräuchlichen Verständnis vergleichbare 
Bedeutung, namentlich als Sammlung bestimmter Regelungen. So taucht in der 
Bibelübersetzung Martin Luthers der Begriff der Satzung an zahlreichen Stel-
len als Begriff für das von Gott dem jüdischen Volk gegebene Recht auf.8 Dass 
mit dem Begriff der Satzung in diesem Sinne nicht allein das göttliche oder ka-
nonische Recht bezeichnet wurde, illustriert etwa die Wortwahl von Friedrich 
Rudolph Ludwig von Canitz, der in seinem Ende des 17. Jahrhunderts entstan-
denen Gedicht „Der Hofmann“ den Protagonisten fragen lässt: „Dient mir das, 
was ich weiß von Satzung und Gerichten, zu nichts, als nach der Kunst, der 
Bauren Streit zu schlichten?“9 In diesem Sinne verwendete später auch Friedrich 
Schiller im Jahr 1790 den Begriff: „[…] und gaben seinen Gesetzen das Gepräge 
von Sanftmuth und Milde, das sie von den Satzungen des Drako und Lykurgus 
so schön unterscheidet.“10 Spätestens ab dem 19. Jahrhundert hat sich die Be-
deutung des Begriffs der Satzung auf das letztere Verständnis verengt,11 das ihm 
heute (ausschließlich) beigemessen wird.

4 Zitiert nach: F. Pfeiffer (Hrsg.), Berthold von Regensburg – Vollständige Ausgabe seiner 
Predigten mit Anmerkungen und Wörterbuch, Bd. 1, 1862, S. 85 f.

5 Vgl. dazu M. Lexer, Mittelhochdeutsches Handwörterbuch, 1872, Bd. 2, Lemma „sat-
zunge-rëht“, Sp. 617 m. w. N.

6 Vgl. E. von Repgow, Sachsenspiegel, etwa 1230, Drittes Buch, Art. 5 § 5: „Stirbt aber 
ein phert oder ein vihe binnen saczunge âne jenes schult, der ez under ime hât“ (zitiert nach: 
J. Weiske [Hrsg.], Der Sachsenspiegel [Landrecht], 11. Aufl. 1929, S. 90).

7 E. von Repgow, Sachsenspiegel, etwa 1230, Drittes Buch, Art. 88 § 2 (zitiert nach: 
J. Weiske [Hrsg.], Der Sachsenspiegel [Landrecht], 11. Aufl. 1929, S. 130).

8 Vgl. M. Luther, Biblia. Die gantze Heilige Schrifft Deudsch, 1545; etwa im 3. Buch 
Mose, Kap. 18, Vers 4: „Sondern nach meinen Rechten sollt ihr thun, und meine Satzungen 
sollt ihr halten, das ihr drinnen wandelt; denn ich bin der Herr, euer Gott.“; ähnlich auch im 
Lukas-Evangelium, Kap. 1, Vers 6: „Sie waren aber alle beide fromm vor Gott, und gingen in 
allen Geboten und Satzungen des Herrn untadelig.“

9 Zitiert nach: J. U. König (Hrsg.), Des Freiherrn von Canitz Gedichte, 2. Aufl. 1734, 
S. 245.

10 F. Schiller, Die Gesetzgebung des Lykurgus und Solon (zitiert aus: Schiller’s sämmt-
liche Werke in Einem Bande, 1834, S. 1054).

11 Vgl. J. Grimm/W. Grimm, Deutsches Wörterbuch, Bd. VIII, Sp. 1841, Lemma Satzung 
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B. Historische Entwicklungslinien

I. Vorklärungen

Bei dem folgenden geschichtlichen Überblick über die Entwicklung der Satzung 
ist dreierlei zu beachten. Erstens ist zu bedenken, dass jede historische Beschrei-
bung aus der Perspektive der Gegenwart vorgenommen wird. Sie ist also unwei-
gerlich geprägt von einem heutigen Rechts- und Begriffsverständnis und einem 
Erkenntnisstand der Gegenwart.12 Augenfällig wird dies insbesondere bei der 
Begriffsverwendung: Moderne Kategorien zur Beschreibung des Rechts wur-
zeln teilweise in einer späteren Entwicklung, sodass ihre Verwendung die politi-
schen Umstände dieser Zeit vernachlässigt und die tatsächlichen Gegebenheiten 
nur unzureichend beschreibt.13 Umgekehrt bereitet aber auch die Verwendung 
der zeitgenössischen Begriffe insofern Schwierigkeiten, als eine historische Ein-
ordnung schwierig ist, soweit keine „Übersetzung“ in die heutige Kategorisie-
rung vorgenommen wird.14 Im Folgenden soll ein Verständnis zugrunde gelegt 
werden, das Satzungen als abstrakt-generelle Regelung einordnet, die selbstän-
dig durch eine Einheit unterhalb einer übergeordneten, staatlichen Gewalt er-
zeugt werden.15 Zweitens ist auf das Verhältnis zwischen Autonomie, verstan-
den als Recht zur Selbstrechtsetzung,16 und Selbstverwaltung hinzuweisen: 
Beide Konzepte sind nach heutigem Verständnis – wie später aufzuzeigen sein 
wird17 – nicht wesensnotwendig miteinander verbunden. Gleichwohl steht die 
Satzungsbefugnis zur Selbstverwaltung zumindest in einem „instrumentalen 
Verhältnis“18, historisch und faktisch ist sie regelmäßig mit der Einräumung von 
Selbstverwaltung verbunden.19 In einer historischen Verortung kann die Sat-
zungsgebung von einem Konzept der Selbstverwaltung daher (noch) nicht strikt 
unterschieden werden. Die Historie der Satzung ist mithin auch Auszug aus 
der Geschichte der Selbstverwaltung. Schließlich drittens soll sich die folgende 
Betrachtung historischer Entwicklungslinien auf die Selbstrechtsetzung in den 
Städten bzw. Gemeinden, Berufen, Universitäten und Sozialversicherungen und 
damit auf vier aus heutiger Perspektive zentrale Anwendungsbereiche des Sat-
zungsrechts beschränken. Diese Begrenzung liegt darin begründet, dass der ge-
schichtlichen Aufarbeitung im Kontext dieser Arbeit nur eine dienende Funk-

(1892): „[I]n neuester zeit hat sich das wort besonders unter dem schutze der puristen (ver-
deutschung für statut) wieder mehr befestigt.“

12 Vgl. H. Heller, Staatslehre, 4. Aufl. 1970, S. 28.
13 Vgl. M. Pilch, Der Rahmen der Rechtsgewohnheiten, 2009, S. 249.
14 So auch R. Koselleck, Der Staat Beiheft 6 (1983), S. 7 (13).
15 Ausf. Kap. 2 D.I. und II.
16 Der Begriff der Autonomie bezeichnet in dieser Arbeit – wie später näher erläutert wird 

(siehe Kap. 4 A.I.1.) – spezifisch die Kompetenz zur Setzung abstrakt-genereller Normen.
17 Ausf. Kap. 4 A.II.
18 R. Hendler, Selbstverwaltung als Ordnungsprinzip, 1984, S. 294.
19 Ebenso M. Wentzel, Autonomes Berufsausbildungsrecht und GG, 1970, S. 103.
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tion zukommen kann. Daher bleiben insbesondere Bereiche, denen heute keine 
Bedeutung mehr zukommt, etwa die Autonomie des Adels,20 außen vor. Dies 
berücksichtigend soll nunmehr die Entwicklungsgeschichte autonomer Recht-
setzung – beginnend mit dem Hochmittelalter und endend mit den Nachkriegs-
jahren in der Bundesrepublik – überblicksartig aufgezeigt werden. Da diese Ar-
beit sich der Satzung als Handlungsform deutscher Prägung widmet, bleibt der 
Blick dabei auf das Gebiet der heutigen Bundesrepublik beschränkt.21

II. Hoch- und Spätmittelalter (888 – etwa 1500)

Im Mittelalter wurde Recht grundsätzlich als natur- oder gottgegeben angese-
hen, sodass es durch Urteil oder Weistum zu finden war.22 Erst langsam begann 
sich die Auffassung durchzusetzen, dass Recht nicht allein durch Erkenntnis, 
sondern auch durch Vereinbarung nach eigenem Entschluss, mit anderen Wor-
ten willkürlich,23 gesetzt werden konnte. Ausgehend von der überkommenen 
Vorstellung von Recht als der Verschriftlichung unverrückbarer Grundsät-
ze,24 etablierte sich zunehmend die Vorstellung von einer Anpassungsfähigkeit 
und damit einer „Mobilisierung des Rechts“.25 So stand es nach germanischer 
Auffassung einem Verband zu, sein Recht selbst zu setzen, solange das Recht 
eines höheren Verbandes nicht entgegenstand.26 Dass eigene Angelegenheiten 
auf einer Ebene unterhalb der obersten Herrschaftsgewalt selbständig in Form 
von abstrakt-generellen Normen geregelt werden, ist mithin kein Phänomen der 
Moderne. Vielmehr lässt sich seit dem Mittelalter ein vielgestaltiges Bild auto-
nomer Rechtsetzung beobachten,27 das im Folgenden näher dargestellt werden 
soll.

20 Vgl. dazu W. Haug, Autonomie im öffentlichen Recht, 1961, S. 12 ff.; S. Meder, Ius non 
scriptum, 2. Aufl. 2009, S. 148 f.; O. von Gierke, Zeitschrift für das Privat- und Öffentliche 
Recht der Gegenwart Bd. 5 (1878), S. 583 ff.

21 Eine europäische Perspektive auf die Historie der Selbstverwaltung nehmen etwa 
G. Melis/A. Meniconi, in: A. von Bogdandy/S. Cassese/P. M. Huber (Hrsg.), IPE, Bd. V, 2014, 
§ 88 Rn. 15 ff. ein.

22 Vgl. W. Ebel, Geschichte der Gesetzgebung in Deutschland, 2. Aufl. 1958, S. 20 f.; 
H. Nawiasky, Allgemeine Rechtslehre, 2. Aufl. 1948, S. 53.

23 Zum Bedeutungswandel des Begriffs der Willkür vgl. P. Kirchhof, in: T. Maunz/G. Dürig 
(Begr.), GG, Art. 3 Abs. 1 Rn. 430 (Stand: 2015).

24 Vgl. M. Pilch, Der Rahmen der Rechtsgewohnheiten, 2009, S. 221: „Insbesondere ist 
vieles von dem, was im Mittelalter prima facie als lex oder Gesetzesrecht greifbar ist, nicht 
Gesetz im modernen Sinn, sondern in Schriftform gebrachte Gewohnheit, die – gerade da-
durch, daß sie in Schriftform gebracht wurde – der Gefahr ausgesetzt war, überholt zu wer-
den.“ (Hervorh. i. Orig.).

25 W. Ebel, Geschichte der Gesetzgebung in Deutschland, 2. Aufl. 1958, S. 21.
26 Ob darin tatsächlich ein Vorläufer heutiger Selbstverwaltung zu sehen ist, ist freilich 

nicht eindeutig zu entscheiden; in diese Richtung U. Bender, Theorien der gemeindlichen 
Selbstverwaltung, 1962, S. 90; O. von Gierke, Deutsches Privatrecht, Bd. 1, 1895, S. 144.

27 So auch H. Peters, in: G. Anschütz/R. Thoma (Hrsg.), Handbuch des Deutschen 
Staatsrechts, Bd. II, 1932, S. 270. Die Satzung ist damit deutlich „älter“ als die Rechtsverord-
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